Deutscher Bundestag 
10. Wahlperiode 


Große Anfrage 

des Abgeordneten Senfft und der Fraktion DIE GRÜNEN 


Bundesbahnpolitik seit 1982 


Wir fragen die Bundesregierung: 


/. Allgemeines 

1. a) Welche Schlüsse hat die Deutsche Bundesbahn (DB) aus 

den Erfolgen im ausländischen Eisenbahnverkehr (Däni- 
sche Eisenbahnen, Schweizerische Eisenbahnen) in bezug 
auf die Steigerung der Angebotsqualität im Reiseverkehr 
gezogen? 

b) Fürchtet die Bundesregierung bei verzögerter Angebots- 
verbesserung in der Bundesrepubhk Deutschland keine 
weitere Abwandenmg von Bahnkunden? 

2. Wie steht die Bimdesregierung zur Unternehmenskonzeption, 
weniger Aufwand und bessere Erträge gleichzeitig zu er- 
reichen?, 

3. a) Wie beurteüt die Bundesregierung die DB-Planung, bei der 

sich das Leistimgsangebot im Personennahverkehr an der 
gesunkenen Nachfrage orientiert, während es im Fernver- 
kehr dagegen an einen vermutlichen Bedarf angepaßt 
wird? 

b) Woraus schheßt die Bundesregierung, daß die gesunkene 
Nachfrage im Personennahverkehr Ursache und nicht 
Folge der Angebotseinschränkung ist? 

4. Die Deutsche Bundesbahn wirbt damit, daß „das Verkehrs- 
angebot so hautnah wie möglich auf die örtiichen Belange der 
Bürger zugeschnitten" wird. 

a) Wie sehen die Mitwirkungsmöghchkeiten der Bürger bei 
der Angebotsplanung im öffenüichen Nah- und Fernver- 
kehr aus? 

b) Wie beurteilt die Bimdesregienmg die Präsenz eines Ver- 
treters der Verbraucherorganisationen im Verwaltungsrat, 
um eine attraktivere und kundennähere Gestaltung des 
Angebots der Deutschen Bundesbahn zu erreichen? 

c) Auf welche Weise ermittelt die Deutsche Bundesbahn ein 
bedarfsgerechtes Angebot im Schienenverkehr? 
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5. Hält die Bundesregierung den geltenden Fahrplan und die 
Tarif gestaltung für kundenfreundlich und überschaubar? 

6. Wie beurteüt die Bundesregierung unter Berücksichtigung 
der Erfolge von reaktivierungs- und qualitätssteigemden 
Maßnahmen (Taktverkehr) im nachhinein die Stillegung von 
Nebenbahnen und die Umstellung auf den Busbetrieb? 

11. Streckenstillegung 

7. Für wieviel Bimdesb ahnstrecken hat der Bundesmiiüster für 
Verkehr seit dem 1. Oktober 1982 die Genehmigungen zur 
dauernden Einstellung des 

a) Reisezugbetriebs, 

b) Güterzugbetriebs bzw. 

c) Gesamtbetriebs 

erteüt, welche Gesamtlänge hatten diese Strecken und wie- 
viel Streckenküometer davon lagen im Zonenrandgebiet? 

8. Für wieviel Bundesbahnstrecken hat die Deutsche Bimdes- 
bahn das Verfahren zur dauernden Einstellung 

a) des Reisezugbetriebs, 

b) des Güterzugbetriebs bzw. 

c) des Gesamtbetriebs 

eingeleitet, welche Gesamtlänge hatten diese Strecken und 
wieviel Küometer davon lagen im Zonenrandgebiet? 

9. Bei wieviel Prozent der seit dem 1. Oktober 1982 erfolgten 
bzw. beantragten stülgelegten Streckenküometer haben die 
betroffenen Bundesländer eine ablehnende Haltung ein- 
genommen? 

10. Wieviel der gemäß Kabinettsbeschluß vom 14. Juni 1978 für 
die Stillegung vorgesehenen rd. 3 000 km Güterverkehrs- 
strecken wurden bis heute stillgelegt? Wurde das damals 
vorgesehene Netz in der Zwischenzeit reduziert/erweitert? 

11. Wie ist die Gesamtlänge des Netzes, auf dem außerhalb der 
BaUungsgebiete Personennahverkehr heute noch betrieben 
wird? 

12. Wie groß ist die Grundstücksfläche, die seit Oktober 1982 
nach der Stillegung von Eisenbahnstrecken veräußert wurde, 
imd wie groß ist die noch im Besitz der Deutschen Bundes- 
bahn befindhche Fläche? Wieviel Quadratmeter beabsichtigt 
die Deutsche Bimdesbahn bis 1990 zu verkaufen? 

13. Wie haben die seit 1982 durchgeführten Streckenstillegungen 
die Kosten einerseits sowie über die Zahl der Fahrgäste die 
Erlöse beeinflußt? 

14. Wie haben sich demnach insgesamt die Streckenstillegimgen 
auf das Wirtschaftsergebnis ausgewirkt? 

15. Seit Beschluß des Deutschen Bundestages vom 13. Juni 1985 
ist in Stillegungsanträgen das im Rahmen eines regionalen 
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Verkehrskonzepts erreichbare Reisendenpotential auszu- 
weisen. 

a) Haben die zum Fahrplan Wechsel Juni 1986 stillgelegten 
Strecken dieses Potential ausgewiesen, imd wenn ja, wie 
hoch war dies jeweüs und in welcher Form wurde es im 
Verfahrensgang berücksichtigt? 

b) Liegen der Bundesregierung noch StiUegungsanträge für 
Strecken vor, die vor dem 13. Juni 1985 auf gestellt worden 
sind imd für die das Reisendenpotential nicht geprüft zu 
werden braucht, imd wenn ja, welche? 

c) Wann wird das Verfahren zur Ermittlung der Verkehrs- 
potentiale nach einheitlichen Grundsätzen (s. Drucksache 
10/4404) voraussichtlich genutzt werden können? 

16. Wie hoch ist die Zahl der Gemeinden, die seit dem 1. Oktober 
1982 durch die Erteilimg von Genehmigungen zur dauernden 
Einstellung des 

a) Reisezugbetriebs, 

b) Güterzugbetriebs bzw. 

c) Gesamtbetriebs 

vom Schienennetz abgekoppelt sind, und wie hoch ist die 
Zahl der betroffenen Einwohner? 

17. Welche Auswirkungen auf die Siedlungsstruktur, d.h. 
Ansiedlung/ Abwanderung von Betrieben und privaten Haus- 
halten, haben sich durch die Stillegungsmaßnahmen 
ergeben? 

18. Wird bei den „betriebswirtschaftlich unrentablen Nahver- 
kehrsstrecken" deren Zubringerfunktion zum Fernverkehr 
berücksichtigt? Liegen Untersuchimgen darüber vor, wie sich 
die Zahl der Fahrgäste im Fernverkehr auf Grund von Strek- 
kenstillegungen der Nebenbahnen verändert hat, und wenn 
ja, mit welchem Ergebnis? 

19. Wieviel der Gemeinden sind nicht mehr mit Mittel- 
bzw. Oberzentren durch den Schienenpersonennahverkehr 
(SPNV) verbunden? 

IIL Fahrplanausdünnung 

20. Wieviel Reise-/Güterzüge smd seit dem 1. Oktober 1982 auf 
dem gesamten Bundesbahnnetz im Nahverkehr 

a) montags bis freitags, 

b) samstags, 

c) sonntags bzw. 

d) samstags imd sonntags 

entfallen und wie viele davon im Zonenrandgebiet? 

21. a) Auf wieviel Bundesbahnstrecken wurde seit 1982 das 

Reisezugangeb ot 
an Samstagen, 
an Sonntagen bzw. 
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an Samstagen und Sonntagen eingestellt bzw. 
an Werktagen außer samstags vermindert? 

b) Wieviel Bundesbahnstrecken lagen davon ganz oder teil- 
weise innerhalb des Zonenrandgebiets? 

22. Wieviel Nahverkehrszüge verkehren seit dem Fahrplanwech- 
sel zum Juni 1986 insgesamt auf dem Streckennetz der Deut - 
sehen Bundesbahn, wie viele davon innerhalb des Zonen- 
randgebiets, und zwar 

a) montags bis freitags, 

b) samstags, 

c) sonntags bzw. 

d) samstags und sonntags? 

23. Wie haben sich die Zahl der Züge und Zugküometer im 
Reisezugbelrieb, getrennt nach Zuggattung, seit 1980 jährlich 
entwickelt? 

24. Wieviel Züge fuhren/fahren 

a) 1982 bzw. 

b) 1986 

pro Woche auf Strecken außerhalb der Ballungsgebiete im 
Personennahverkehr? 

25. Auf wieviel Bundesbahnstrecken verkehren heute mehr 
Reisezüge im Nahverkehr als 1982? 

26. Wieviel Bahnhöfe und Haltepunkte der DB werden seit dem 
1. Oktober 1982 

a) durch die dauernde Einstellung des Reisezugbetriebs einer 
Bundesbahnstrecke, 

b) durch die dauernde Einstellung des Gesamtbetriebs einer 
Bundesbahnstrecke, 

c) durch die Schließung von Bahnhöfen und Haltepunkten 
bzw. 

d) durch Einstellimg des Betriebs an Samstagen und/oder 
Sonntagen am Wochenende 

nicht mehr bedient? 

27. Wieviel Bahnhöfe und Haltepunkte der Deutschen Bundes- 
bahn werden z. Z. im Reisezugbetrieb 

a) im Nahverkehr außerhalb der Ballungsräume, 

b) im Nahverkehr insgesamt bzw. 

c) im Fernverkehr 

bedient, und welche Verkehrsbedienung ist für das Jahr 1990 
vorgesehen? 

28. Wieviel Bahnhöfe und Haltepunkte der Deutschen Bundes- 
bahn wurden seit dem 1. Oktober 1982 im Reisezugverkehr 
bzw. Güterverkehr 
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a) im Nahverkehr bzw, 

b) im Fernverkehr 

neu eingerichtet und in Betrieb genommen? 

29. Wie hoch ist die Zahl der Gemeinden und die Zahl der 
betroffenen Einwohner, die seit dem 1. Oktober 1982 durch 
Einstellung des Reisezugbetriebs an Samstagen und/oder 
Sonntagen vom Schienennetz ab gekoppelt sind? 

30. Welche Mittelzentren werden durch Verringerung der Zahl 
der Züge, durch Einstellung des Betriebs, durch die Schlie- 
ßung von Bahnhöfen 

a) im Reisezugverkehr, 

b) im Güterverkehr bzw. 

c) im Gesamtbetrieb 

vom Schienennetz der Deutschen Bundesbahn abgekoppelt? 
/V. Bahnbusbetrieb 

31. Welche Länge hatten die seit dem 1. Oktober 1982 auf den 
Busbetrieb umgestellten Strecken im Schienenpersonennah- 
verkehr? 

32. Inwiefern hält die Bundesregierung einen Kostenvergleich 
(pro km) von Bahnbussen und Lok-bespannten Nahverkehrs- 
zügen für angebracht, wenn in den Kosten für den Linienbus 
weder die Kraftfahrzeugsteuer noch die Fahrwegkosten ent- 
halten sind? 

33. Wie hat sich durch die Verkraftung der Kostendeckungsgrad 
des gesamten Bahnbusverkehrs verändert? 

34. Mit welcher durchschnitthchen Fahrzeitverlängerung ist bei 
Umstellung auf Bahnbusbetrieb zu rechnen? 

35. Wie schätzt die Bundesregierung den Komfortverlust ein, der 
durch Umstellung auf den Busbetrieb erfolgt? 

36. Laut Äußerung der Bundesregierung in der Antwort auf die 
Kleine Anfrage der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksache 10/ 
443) nehmen die ehemaligen Bahnfahrer den Busersatz an. 

Wie erklärt dann die Bundesregierung, daß trotz der Umstel- 
lung zahlreicher Schienenstrecken auf den Busverkehr die 
Zahl der Bahnbusreisenden ohne Schüler seit 1976 etwa 
unverändert gebheben ist? 

37. Laut Auskunft der Bundesregierung vom Mai 1986 werden 
derzeit Gesetzmäßigkeiten für ein Verfahren zur Einschät- 
zung von Reisendenpotentialen als Grundlage für Rechenmo- 
delle bei etwaiger Umstellung auf Busbedienung erarbeitet. 

a) Auf welche Unterlagen stützt sich derzeit die Umstellung 
einer SPNV-Strecke auf Busbedienung, um zu gewährlei- 
sten, daß dem nachfragegerechteren und wirtschaft- 
hcheren Verkehrsmittel der Vorzug gegeben wird? 

b) Wie ist die Gesamtlänge der bis 1990 für eine Umstellung 
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noch vorgesehenen Strecken, bei der das Reisenden- 
potentiäl als Entscheidungsgnindlage dient? 
c) Welchen Anteil haben diese Strecken an den insgesamt 
zwischen 1980 und 1990 umgestellten Strecken? 

38. Die betriebswirtschaftliche Streckenrechnung zur Einleitung 
von Umstellungsverfahren enthält Angaben über das voraus- 
sichtliche Wirtschaftsergebnis. 

a) Mit welchen Konsequenzen ist zu rechnen, wenn dieses 
Ergebnis durch zu geringes Aufkommen oder zu hohe 
Kosten nach erfolgter Umstelltmg nicht erreicht wird? 

b) Wurden bislang Strecken, die auf Bahnbusbetrieb um- 
gestellt wurden, aus Rentabüitätsgründen in einem näch- 
sten Schritt stillgelegt? 

39. Welches sind die Gründe dafür, daß im Bahnbusverkehr für 
das Jahr 1986 rückläufige Erträge erwartet werden? 

V. Fahrausweisverkauf /Preispolitik 

40. a) Liegen der Bundesregierung Untersuchungen vor, inwie- 

fern sich der seit September 1984 verlagerte Verkauf von 
Nahverkehrskarten auf Fahrausweisautomaten auf die Pro- 
duktivität im Schienenpersonennahverkehr ausgewirkt 
hat? 

b) Wie hat sich die Kosten- bzw. Erlösseite verändert? 

c) Ist durch die Verlagerung des Verkaufs von Fahrausweisen 
des Nahverkehrs auf Fahrausweisautomaten eine Abwan- 
delung von Fahrgästen zu verzeichnen gewesen? 

41. Wie können sich nach Auffassung der Bundesregierung die 
Reisenden, die, aus Gründen, die sie nicht zu vertreten haben 
(z. B. defekter Apparat), ohne Fahrausweis angetroffen wer- 
den, vor dem Rechtfertigungsdruck dem Schaffner gegenüber 
schützen? 

42. Um welche Rate haben sich seit 1982 die Fahrpreise für 

a) Einzelfahrkarten, 

b) Zeitkarten im Berufsverkehr, 

c) Zeitkarten im Ausbüdimgsverkehr bzw. 

d) den Durchschnitt der Fahrausweise 

erhöht? 

43. Um welche Rate haben sich seit 1982 die Nahverkehrstarife in 
den Verkehrs- imd Tarif verbünden erhöht? 

V/. Personalpolitik 

44. Wie hat sich durch die Strategie der Personalanpassimg das 
Durchschnittsalter des aktiven Personals der DB seit 1980 
jährlich entwickelt? 

45. Wieviel Ausbüdungswerkstätten/Bundesbahnschulen sind 
seit 1982 geschlossen worden, und für wie viele ist die Schhe- 
ßxmg beabsichtigt? 
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Wieviel Ausbildungsplätze sind durch die Schließung ver- 
lorengegangen/werden verlorengehen? 

46. Wieviel der bei der Deutschen Bundesbahn seit 1982 Aus- 
gebildeten sind anschheßend in ein Arbeitsverhältnis über- 
nommen worden? 

47. Wieviel Arbeitsplätze sind jährlich seit 1980 durch Ausschei- 
den von Bundesbahnbeamten aus Altersgründen gestrichen 
worden? 

48. Wie hoch war die Zahl der Bundesbahnbeschäftigten, die 

a) 1982 bzw. 

b) 1985 

ihren Dienst an Dienststellen innerhalb des Zonenrandgebiets 
verrichteten? 

49. Wie hat sich seit 1980 jährlich 

a) die Zahl der Nachwuchskräfte, 

b) der Anteü der Angestellten und Beamten am aktiven Per- 
sonal, 

c) der Anteil der weibhchen Dienstkräfte am aktiven Per- 
sonal, 

d) der Anteil der Versorgungsberechtigten und Renten- 
empfänger am Gesamtpersonal, 

e) der Anteil der Versorgungsbezüge an den gesamten Per- 
sonalausgaben bzw. 

f) der Anteü der gesamten Personalausgaben an den Auf- 
wendungen 

verändert? 

50. Mit welcher Begründung werden personalwirtschaftiiche 
Unterlagen bei der Deutschen Bundesbahn nur zehn Jahre 
aufbewahrt? Ist es nach Ansicht der Bundesregierung bedeut- 
sam, wesentliche Entwicklungen im Personalbereich über 
diesen Zeitraum hinaus erkennbar zu machen? 


VIL Verkehrsmarktanalyse 

51. Sind der Bundesregierung Untersuchungen über Tarif- und 
QuaUtätselastizitäten der Bundesbahnnachfrage bekannt, 
imd wenn ja, zu welchem Ergebnis kommen diese Unter- 
suchungen? 

52. Liegen Untersuchungen über die Sozialstruktur der Bahn- 
reisenden im Fern- und Nahverkehr vor, und wenn ja, mit 
welchen Erkenntnissen? 

53. Rechnet die Bimdesregierung damit, daß es durch impopuläre 
Maßnahmen im SPNV nicht zu weiteren Abwanderungen 
kommt, weü der ÖPNV nur noch von denjenigen genutzt 
wird, die ohnehin auf den SPNV aus finanziellen oder Alters- 
gründen angewiesen sind? 
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54. Aus den Antworten der Bundesregierung zu den Kleinen 
Anfragen der Fraktion DIE GRÜNEN (Drucksachen 10/443, 
10/1099, 10/1897) geht hervor, daß die DB nicht über geeig- 
nete Datengnmdlagen und -analysen verfügt, die als Pla- 
nungsgrundlage herangezogen werden können. 

Wie können angesichts dieser Tatsache gesicherte Erkennt- 
nisse über die regionalen Verkehrsmarktverhältnisse gewon- 
nen imd die entsprechend „richtigen" Handlungskonsequen- 
zen (Streckenstillegung/Umstellung auf Busbedientmg) ge- 
zogen werden? 

55. In der Ausgabe 1986 „Zahlen von der Deutschen Bundes- 
bahn" werden für das Jahr 1985 vorläufige Zahlenwerte 
angegeben. 

a) Wann hegen der Planungsgruppe der Deutschen Bundes- 
bahn die endgültigen Zahlenwerte vor, und können sie zu 
diesem Zeitpunkt überhaupt noch zur weiteren Planung 
herangezogen werden? 

b) Besteht nicht die Gefahr, daß ein Kausalzusammenhang 
zwischen Maßnahmen und Erfolg/Mißerfolg kaum oder zu 
spät erkennbar ist? 

c) Ist die Bundesregierung auch der Ansicht, daß die Zahlen- 
angaben über Verkehrsleistungen im Schienenverkehr für 
die Jahre 1984 und 1985 falsch sind, und wenn ja, welches 
sind die richtigen Zahlen? 

Bonn, den 21. August 1986 

Senfft 

Borgmann, Hönes und Fraktion 
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